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Die Steigerung öer proöuktion.
S. ^V. Das kapitalistische IlnternehnlertlNll hat in den le^'.en

Monaten wieder einen auß^ordenijjch starken Machtnln,ai^s

^u verzeichnen. Man braucht nur ans das Zurückdrängen der

Betriebsräte, auf die zunehmende ^.abl der 'I'kaßrege'n.n
nnd den Ansturm der Unternehmer a zs die >o-ia!e Sil/n!^

gefehgebung zu verweisen, um zu finden, das; eine neue Ent»

Wicklung zur Wiederherstellung des früheren Betriebsabsoln'
tismus im Gönne ist. Die Unternehmer sind auch keinesfalls

geneigt, nun aus halbem Wege stehen zu bleil en. sondern sie

gehen bereits ouf der ganzen Front zum Angriff über, und

sie zeigen immer deutlicher ihre Absicht, „alle Macht
der U n t e r n e h m e r k l a s s e i tt die Hände zu spie»
len". Aus dieser ökonomischen Entwicklung heran; ist ev

auch durchaus verständlich, wenn das kapitalistische Unter«

nehinerlum jejzt den Zeitpunkt für gekommen erachtet, seine

wirtschaftliche Vormachtstellung auch politisch zur Geltung zn

bringen. Dieses Streben nach wirtschaftlicher und politischer
Macht äußerte sich in den letzten lochen nicht, nnr in der

Frage der Zusammensetzung der neuen Reichsregierung, son-
dern eben so sehr in der Beeinflussung des Wirt«

s ch a f t s p r o g r a in m s, das siir die neue Regierung maß«
gebend sein soll.

Die freien Gewerkschaften haben rechtzeitig den

Weg gewiesen, um durch eine aktive Währungs-
Politik der rasenden Teuerung und Geldentwertung Cin-

halt zu gebieten. Sie sind unter Zustimmung der Finanz-
sachverständigen des Jn> und Auslandes zu der Feststellung
gelangt, daß die Stabilisierung der Mark als erste pnd dring«
lichste Aufgabe in Angriff genommen werden muß. denn nur

eine aktive Währung kann uns w'..'der einen festen Boden

unter den Füßen geben, von dem ans weitergebaut und für
die höheren Ziele des Sozialismus weitergekämpft werden

kann

Dieses Währungsprogramm vußt allerdings nicht in die

neuere Entwicklung der kapitalistischen Kräfte in Deutschland.
Für sie handelt es sich nicht um die Sanierung der Volks¬

wirtschaft, sondern uin die Restaurierung des kapitalistisch m
Systems. Die Nutznießer der Inflation selten sich

deshalb sosort zur Wehr, als sie mit Recht fürchten mußten,
daß ihren bisher mühelos errungenen und maßlos ansteigen»
den Valulagewinnen ein Damm gesetzt werden sollte. Die

organisierte Devisenspekulation in Industrie, Handel und

Bankgewerbe erklärte entgegen aller besseren volkswirtscha t«

lichen Erkenntnis, daß die Not in Deutschland die Folge einer

Produttlonskrise se!, nnd den, Währungsverfall nur

wirksam begegnet werden könnte, wenn zuerst die Steige¬

rung der Produktion durch eine Verlängerung der Ar'

zeit gewährleistet würde. Dank der über ganz Deu^s.'>

nerbre
-

ien Slinnes-Vresse hat die öffentliche Diskussion e...

entspinnende Wendung angenommen. Das freigewerlschaft-
liche Währungsprogramm wird systematisch in den Ninter-

grund, der Achtstundentag in den Mittelpunkt der Erörte

rung gestelil. Diese Taktik darf ober nicht darüber hnnoeg
täuschen, daß wir eine W ä h r u n g s k a t a st r o p h e hac en.

die mcht r^n der Produllionsseite herrührt, also anch bei ge

steige; ter Produktion ohne vorausgegangen^ ^lalili'ie. : i

der Mark nicht gelöst werden kann. Wie soll der Arb. :

nehmer bei aller Anstrengung zur höchsten Auswirknng s .

Arbeitsleistung gelangen können, wenn er bei weiter cnch^

tender Währnngszerrüttung in eine standige Unruhe :'ers.

wird. (5r weis; heute nicht, welchen Haufwerk sein ^ v

morgen iwch haben wird. Der höchste Grad d ! 'Ir'.v

imensität, der keineswegs gleichbedeutend ist nnt verlängerter
Arbeitszeit, wird unerreichbar sein, solange die feste

rungsgrundlage fehlt. Darum muh an) dem ureigensten Le! e^.

interesse des deutschen Volkes heraus daran festgehalten ..

den, dafz unverzüglich — d. h. bevor es zu spät in — d e '

den freien Gewerlschaslen vorgeschlagenen Wubrungsma^
nahmen Gesetzeskraft bekommen. Wir haben aber anch kein ,

Anlaß, im Hinblick auf diese dringliche Tagesaufgabe ein

Währungs'talnl'sierung etwa einer Stellungnahme zur Frage
„Steigerung der Produktion" aus dem Wege zu gen.n.

< >

darf wieder einmal daran erinnert werden, daß jeder Schi ilt

zur Vergesellschaftung der Ardei: die Produktiviläl der Ar

beit gegenüber dem heutigen Zustand gewallig steigert. Die

sozialistische Produktion schließt eitlen derart hoben Grad von

Produktivität in sich, daß sie nicht nur die Besriedignng de .

heute als lebensnotwendig anerkannten Mindestl edarfs, jon.

dern weit darüber hinaus die hellte vielfach noch al .n>

flüssig" geltenden Kulturbedürsnisse aller Menschen reich'nch

zu befriedigen vermöchte. Die organisierte Arbeitnehmers

müßte also geradezu sich selbst bekämpfen, wollte sie llicht a

Kraft ausbieten, nm schon beute auch innerhalb der kapitalen
sehen Wirtschaft den denkbar höchsten Wirkungsgrad der

menschlichen Arbeitsleistung durch ratiouelle Ausgestaltung
der Produttion zu erreichen.

Die Vermehrung der Prodnktion und der deulschen L.

fuhr wird indes nicht erreicht, indem lllan die „Steigerung der

Produktion" zum leeren Schlagwort herabwürdigt, statt ibre

konkreten Voranssetn'ngen festzustellen. Bisher waren a'< '

alle amtlichen Formulierungen vage gehalten, und die kapi«

talistlsche Presse wußte nur von der notwendigen Verlün.,

rung der Arbeitszeit zu schreiben.
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e No:e rom 4. Novcnlbcr d. I. erklärt

e <! iu< ^ ilbeil dcr ^eichsregierung, „eine Besserung
dcl alidels- und Zahlungsbilanz dnrch wirt-

/ e ^.'ia^ne!v.l'..n, insbesondere durch Steigerung
der Produktion hcrbei.zn'nbren".

D.e zweite Note vom 13. November d. I. besagt:
. lichland wird olle erforderlichem und geeigneten Maßnahmen

. , i !n insbesondere durch örhökung des Wlrkune. .des

; Zl: , 7 ^ '^cruilg dcr Prodiktion und damit zu
. mem Ausaleich der Handelsbilanz zu gelangen. Zu diesem

^cck ^ insbesondere eine Ncuregelu: g des Arbeitszeitrechtes
l ^ej:l allMig de) Ach:stundentages als Äormalarbcitstag und

;.r Zulassung geseichch begrenzter Ausiladnien aus tarl'.ichcm

i.nd be:'^rdllchem Wege zur Vehcbung der Notlage dcr deutschcn
rtschaZt in die . egc gcleiiet.

Nach dem er i n ( wtachtcn dcr ausländischen Finanz-
lacho.rindigen bängl dcr Erfolg der E'abUniernng ab «von

d r ('le^Zaitung der Produktio!^oe7!> . 'i; '.e und des Staats-
Hausbaues in Deutschland".

^.'n n roil Visscring. Dubois und Komcnka

h.is^ cs:

lli i die Handelsbilanz ottio zu gestalten, muh vor ollem eine

Vermehrung der Produktion herbeigenchrt norden, sowohl durch
rbl'keri ni der Arbeitsmethoden als dilrch ErboKunq der Ar-

l 5', !7i lnat und gegcbenensalls diirch eine Verlängerung dcr

.

'

,.n.

i d in diesen Gutachten immer wieder die Sta-

g als der erste notwendige schritt gekennzeichliet
^ s:eiit Stinnes. der Wortfiihrcr der Schwerindustrie, aus

n Slandvunlt, «das; dic Voraussetzung dcs Le-

bcns in Deulfchland ganz große Ueberarbeit
, st" und „daß das deutsche Volk eine Reihe von

Jahren, zehn, fünfzehn Jahre sicherlich, zwet
Stunden pro Tag wird mehr arbeiten

,n üsse n".

!7hnc nochmals in eine kritische Würdigung dieser schon
"

.

^ ! :e...n V'ensvrnw'en e n^.'r<'. ii. da.'^gesagt
n, daß bei der Auslegung des Schlagwort^s „Sieige-

i der Produktion" wieder einmal der vcrslosscnc Ncichs-
kanzler Michaelis seinen Lcitsag verwirklicht sehcn konnte:

„wie ich sic auffasse".
. e freien Gewerkschaften haben deshalb gnt daran ge-

..-n vagen Begriff der gelteigerteil ^robuktioilät einen

s ^ st c n tl n d klaren Inhalt zu geben. Sie verkennen

«Kht, daß in einem Teil der Betriebe die Arbeitsintensität

nc.ch nicht den in der Vorkriegszeit festgestellten Wirkungs¬
grad erreicht hat, wenngleich im allgemeinen die Arbeits-

s:nngcn der letzten Jahre dcn Vortricgslcistungcn gleich-
!. .'in. : oder sie sogar nachweislich erheblich überschritten

I üben Die vorgenommenen Arbcitsmessungcn zeigen al>er.
daß in vielen Betrieben technische Mängel den Hemmschuh
eincr gcsteigcrten Produktion bilden. Die dclltschen Unter¬
nehmer, dic vor dem Kriege nur konkurrenzfähig bleiben
k.mntcn. wcnn sie aus ihren Prodllktionsgcwinncn erhebliche
Geldmittel znr Verbesserung ihrer tcchnischen Bctricbseinrich«
tilngell auszuwenden bereit waren, halten in den letzten Iobrcn

e (Gewinne krampfhaft seit, mcil ihnen die Entwertin.g dcr
ark, dic dadllrch bedingten llicdrtgcn Löhne nnd

billigen Pre, se deutscher Waren bisker den ?!bsatz
inl Ausland gesichert hal^ii. ol,ne daß immer Qualitci^noare
geliefert zil werden vranchte. Es grenzt desbalb an Heuchelei,
in diesem Augenelicl von dcn Arbeitnehmern das unerträgliche
5.'er ciner längeren Arbeitzeit zu sorderil, während das
Unlernelunerlum selbst cs ablehnt, auch nur cin bescheidenes
Opfer zn bringcn und < on semcn riesenhastcn Valutagew nllen

die nöligcll Miktcl sllr d e tcchnische Vervollkommllling dcr
ioduknonsmittcl at zuzweigcn. Dic von ihm so stürmisch ver¬

langte Verlängerung der Arbeitszeit bedeutet also lediglich
eine Steigerung der privaten <roduktionsgcwinne, nicht aber
die „Steuerung dcr Produktion".

Die ireien Gewerk! ^ait n lebnen deshalb eine Verlange«
rung dee. geglichen lund.ntages entschieden ab. Es ist
d.ll ei i< !on rnandllch. daß die Arbeitnehmer die Gesetze der

Menschlichkeit zu achten gewillt sind. Im Arbeilszeitgesetz
werden diejenigen Ausnahmen vom Achtstundentag zuzulassen
se:n, die durch Notfälle und sonstige Fälle höherer Gewalt

bedingt werden. Es gebt aber nicht an, etwa durch eine
acncrelle Lcislnng von Ucbcrarbeit den gesetzlichen Acht¬
stundentag zur Farce zu machci^ Die Arbeiter, Angestellten
und Beamten müssen die Versügungsgewalt über dic eigene
Arbeitskraft in ihrer Hand behalten. Bei dem Verlangen von

Ueberstunden muh es ihrer Entschließungsfreiheit vorbehalten
bleiben, die Bcdürfnisfroge selbst zu entscheiden. Die Leistung
von Uebcrstunden kann darum nur von Fall zu Fall, zeitlich
begrenzt und nur dnrch kollektive Vereinbarung mit den zu¬
ständigen Gewerkschaften eriolgen.
Der Kamps um die Stabilisier nng der Mark

und um die Erkaltung des Achtstundentages
hat eingesetzt. Je mehr dic Kapitalisten ibrc Reihen schlichen
ulld je mehr die Arbeitnehmer nach der neuen Regierungs¬
bildung auch ans den behördlichen Stellen zurückgedrängt
werden, um so klarer wird aber auch die Kampfesfront. und
um so einheitlicher weisen sich die Znrückgedrängten, das sind
die Arbeiter, Angestellten nnd Beamten, in d<nn ihnen auf-
gezwungenen At wehrkampfe zu foimieren wissen. Die sreien
Gewerkschaften werden dcn ihnen hingeworfenen Fehdehand¬
schuh aufnehmen.

Sozialöemokratie unö Achtstunöentag.
<n der Neubildllng der Regierung ist dte Frage einer

<2 cigerung der Produllion in dcn Uv: nunkt der Erörterung
gerückt worden. Die Reichslogssraktion der VSPD Kat des¬
halb Veranlagung genommen, nach gutachtlicher Anhörung
von Kollegen dcs Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes,

; Allgemeinen freien Angestelltenbnndes und des Allge¬
meinen Deutschen Beamtenbundes eine formulierte Er¬

klärung zur derzeitigen Währn ngskata-
ftrovhe und zum Achtstundentag herauszugeben.
Der Inhalt dieser Erklärung, die für dcn weiteren Kampf um

die (Erhaltung des Achtstundentages auch unteren Funktionären
wertvolles Material liiert, entspricht voll und ganz der vom

A-Bund in dieser Frage vertretenen Auffassung. Die Er¬
klär ng hat folgenden Wortlaut.'

..Ohne eine aktive Währungspolitik, die der weiteren Geldentwer-
uiid Teuerung (5int)c.lt gebietet, ist der gegenwärtigen Not«

e des deutschen Volkes nicht zu steuern. Die Stabilisierung der
' 'lt die dringlichste und erste Ausgabe einer Politik, deren

. -1 die Behebung dieser Notlage ,st Der Versuch, durch «er.
>

.-^ . cr 'elll,ln ^,'i i^icr ^> ckin!l^,ia d<r Si'!"l'ii.'rnng
der Mark eine Produktionsft-?iger^ng herdeizufuhren. muh ^bge»

werden. Hebe Produklionsfteigerung is: bei sortdesttkrnder
g5Zerrüttung gehemmt. Denn solange der Verdunst der

Arbeiter durch den Währungsverfall von Woche zu Woche ge.
sch.nalcrt wird bleibt dei der Arbeiterklasse ein fortdauerndem Ke.

fül)l slurkf'.er Beunruhigung, so daß sie nicht zu dcr sargt ru .. ni,^,

Steigerung der Intensität ihrer Arbeit gelangen kann.
Unter grundsätzlicher Betonung dieses Standpunktes hott die

?^rcmigte SozialdemokraNsche Partei Deutsch ands nach wie vor

an vcm alten sozialistischen Grundsatz fest, daß die Arbeite! klaffe
olles Interesse an einer wirksamen rationellen AusgestaNui.g und

Vermehrung der Produktion hat.
Die bisher vorgenommenen Untersuchungen üder die Ctrizerung

der Arbeiisleistung haben erwiesen, dah tröst der llnaunst der Ver.
!,:i!tnisse in einem Teil der Industrie die Arbeitsleistung der S!or«

kr,cgszeit wieder erreicht, in einem anderen Teil bereits erheblich
Überschritten ist Sie haben aber auch weiter ergeben, daß in

jenen Betrieben, in denen der frühere Wirkungsgrad noch nicht
wieder erreicht ist, Mängel technischer Art die Hanptursache waren.

Während die deutschen Unternehmet in der Vorkriegszeit zur
vrliaktung ihrer Konkurrenzsähigkeit auf dem Weltmarkt genütigt
waren, einen wesentlichen Teil der erzielten ProduMonsgenunne
zur steten technischen Vervvllkommnung ihrer Produktionsmittel
u ^ organisatorischen Ausgestaltung ihrer Betriebe abzuzweigen,
enthebt die sortgefeszte Geldentwertung durch Ausschaltung der

Konkurrenz und durch monopolisttsche Preisgestaltung die Produ¬
zenten K'ute voll dem Z?l n'iic, in gleichem Maße wie srühec ihre
Aufmerksamkeit m d ihre Mittel de n technischen Ausbau dü Be»
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triebe zuzuwenden. Dazu kommt die erhebliche Verschleierung

des Verhältnisses der produktiven zu den u' ;'roeuk!iven Leistungen

der Volkswirtschaft, insbesondere durch u? erm ^iq- Ausdehnung

des Zwischenhandels, der Spekulation und ü! ?ige Vermal«

ttknqsarbeiten und -kosten.
Mit aller Entschiedenheit lehnt die Vereinigte Sozialdemokratin^

Partei Deutschlands jede Verlängerung der gesell,chen achtstündig u

Arbeitszeit ab. Gesetzliche Ausnahmen können mir in dcn hatten

Köderer Gewalt zugelassen werde:;. Sonst ka m die Lcn'luu i voil

Uederstunden iiur von Zoll zu ^a.l Ältlich begrenzt und nur durch

kollektive Vereinbarung mit den zuständigen Eener'N.^ten 'er.

sollen.
La Produktionsprozeß und Staatsverwaltung innere ^ s^mme-'

Känge ausweisen, kanil auch sür die Steigerung der Arbeit«

intensität in den Staatsbetrieben nur die grundjärliche Anwendi

vorstehender Richtlinien in Frage kommen

Eine wirkliche Gesundung der ruchaft erser^ert die Bncr.

kennul?g des GrundsaZ;cs. dah die Gcsamtinteressen den
.

intoressen voran Zlicehen haben, lind daß die Arbeitnehmer ^

gleichberechtigte Fotioren der W'7l*'chaft anerka: erden."

Das .Süliegungogesctz"/ von Clemens Nöcpek>Seriin.
Im „Reichsarbeitsblatt" <?lm^ Teil) vom ?1. Oktober

1«.i22 Seite 5^9 ist der „Entwurf eines («.se!> über don Ab.

brnch llnd die Slilleglilig gewerbli^er ^vlr ! e li 'd über die

Streckung der Arbeit (Slillegting.gej n,j" r^ro '. n:'.cht.

Durch dieses zu schassende Gesetz sollen d'e Verordnungen

vom ft. November 1^2t) über Velrier a; o. :u1)e ul^d Siiile^.nl>

gen ulld vom 12. Februar 1^20 über Vernniiderinig der Arbeit»

nehmerzahl aufgehoben wcrden.

Die Geltungsdauer der beiden Verordnungen ist wieder <l.

zuletzt durch Gcsctz vom 26. Oktober 1>^2, u:ld zwar bis

31. März 1^23 verlängert worden.

Erstere Verordnung (vom ft. Novenlber l!"20) bestei)! lloch

Kelile ill der ursprünglichen Fassung, lei-.lcre (:'o:n 12. Febrilar

192(j) hat verschiedene Wandlungen durchgemacht, ill diesem

Jahre erst ist noch bestimmt worden, dasz die Betriebe der

Reichspost ulld der Reichsbahn nicht mehr von dieser Verord¬

nung berührt werden.

Wenn der Entwurf Gesetz wird und die beiden Verord-

nungen wegfallen, dann werden die Acbeimehmer wieder um

einige Rechte ärmer sein. Blemen wnrde nur die prinzipielle

gesetzliche Anerkennung, daß die Unternehmer nicht voll«

kommen selbstherrlich über ihre Betriebe verfugen können. Dcr

Staat soll in bestimmten Fällen berechtigt fein, einzugreifen.

Da ein derartiges Recht schon im Prinzip illl Artikel il -i der

Rechsverfassuilg den Arbeitnehmern gewährleistet ist. be»

deulet das „Sllllegungsgesetz" keine Vermehrung der Schutz«

rectne der Arbeitnehmer. Dagegen kommen dllrch dasselbe die

bisherigen Entlafsllnn lch^ .>le!ze aus der Verordnung vom

12. Februar ill We ^uü. was besonders für die Arbeit«

nehmer in Betrieben m.'t weniger als zwanzia Arbeitnehmern

voll großer Bedeutung ist, für welche ja auch oer Enllaffungs«

schlitz aus delll Beti:
' rutegesetz nicht in Frage kommt.

Der Geltungsbereich der Verordnung vom ft. November

192l> war auf private Bergwerke und Fabriknnternebmen so>

wie Verkehremnlernebmen beschränkt, jetzt kommt neu noch das

Transvortgewer^e b n;u. Voraussetzung ist die regelmäßige
Beschäftigung von Mlnoeltens zwanzig Arbeitnehmern.

Bei Betriebsslilleglmgen tritt die Wirkung des zn schaffenden

Gesetzes erst ein, wenn bei w nger als 2^X1 Arbeitnehmern

zwanzig (bisher zehn), bei mehr als AX1 Arbeitnehmern

Iit Proz. (bisher 5 Proz.) zur Entlassung kommen sollen. Lehr«

linge sollen nicht mehr unter die Regelung fallen, ebensowenig

aushilfsweise beschäftigte Arbeitnehmer, cs sei denn, daß die

Beschästignng üwr sechs Monate dauert. Hier versucht der

Entwnrf den Begriff der „vorübergehenden Beschäftigung"
sehr weit auszudehnen, bisher ist allgemein eine fechs Wochen

überschreitende Beschädigung als dauernde Tätigkeit ange-

sehen worden.

Die Sperrfristen sind jetzt einheitlich aus vier Wochen fest«

gesellt. 5)ie Verlängerungsfristen sind unverändert geblieben.
Die bisher geltende Verordnung sollte in erster Linie ebenso

wie das zu schassende GeseK die Wirtschaft und damit erst
mittelbar die Arbeitnehmer schützen.
Der Unternehmer muß, wenn er einen Betriebsabbruch oder

die Stillegung seines Betriebes beabsichtigt, der Behörde All-

zeige erstatten, diese kann alle Roh« und Betriebsstoffe be«

schlagnahmen und anderweitig verwenden, indem dieselben
enteignet werden, natürlich gegen angemessene Entschädigung.

Bci der Prüfung der Sachlage soll, wie bisher schon, die

Betriebsvertrctnng mitwirken, es sollte aber auch im Gesetz«
cntwurs ausdrücklich vorgesehen sein, daß, wenn der Unter«

nehmer die vorgeschriebene Anzeige nicht erstattet, dies d'.^vi

dcll Betriebsrat zn geschehen bat.

In dcr dcm Gesegen:wnrf beigcgebenen Begründung i"'e^

die bisherige Wiriung der je!u gellend n ^.rordn.lNg vom

ft. November 1^20 als vorbeugend bezeichnet. Viele Umer'

nehmer hä:ten. um die Bedingungen der Verordnung n

erfüllen zu müssen, von Betrieb a. brächen und gung Ad

stand genommen. Daß die Bchoiden anch nur in cinem ^!le

beschlagnahmt und enteignet hauen, wird nicht berichte:

Wenn also auf diesem Gebiet nn allgemein'n alles bleibt wie

es war. so bedeutet dagegen die ?^n .<gelang dvr ..^trecknng

der Arbeit" eine vollkommene Abkehr von de. herigen Zl!'

stand zum Schaden der Arbeitnehmer, vorausgesetzt, da
)

d e

Entwurf (Zek'elz wird.

Der II. Abschnitt des Gesetzentwurfes. Streckung der Arb

soll überhaupt nur von Fall ni Fall, und >eov 5öch''?ens bis

zur Geltungsdauer von sechs Monaten in jtraft treten. Die

Anordnung kann für das Gebiet des Reiches oder Teile de >.

selben ergeben und sich außerdem auf bestimmte Berufe le

schränken. Alle Slaal^ und Gemeindebehörden und -betriebe

sowie diejenigen de.> ^entlichen Rechls, wo neben Arbei'ern

und Angestellten auch ^u.nte tätig sind, brauchen die Arbeit

llicht zu strecken. Die Verordnung vom 12. Februar 1 >2l> kam

bisher unbeschränkt zur Anwendung, bis Gesetz soll jedoch nur

gelten fiir Betriebe mit r.gelmäfjig mi: n) 'zwanzig Arbeit-

nehmern und wenn mindestens zwanzig ober bei mehr u -

MV Arbeitnehmern ll) Proz. oder mindestens fünfzig Arbeit«

nehmer zur Entlassung kommen.

Neu ist die Anzeigepfncht des Unternehmern und die Sperr¬

frist von vier Wochen. Diese kann zweimal um !e eineil Monat

verlängert werden. Eingeschränkt werden diese Maßnahmen

aber sofort lvieder durch Rücknl't auf die Wirtschaftlichkeit de -

Unternehmens und die Lage des Arl'e:ismarkies. Die Arl

zeitverlürzung tritt auch nur ill der betre'^ >. ^..i i ng

des Betriebes oder sogar nur der beirrenden Bern',

gruppe cin.

Alles in allem, ein in jeder Wcise auslegliivi ^at^iele ,
um«

gehungssähiges, verwickeltes und schwerfälliges Benabren

Eine wahre Wonne sür jeden echten Bureaukraten.

Wird dieser Entwurf Gesetz, dann ist es mit delll Entlassung

schlitz der Arbeitnehmer in ^werg« und 5Ncn!^e;rie'>en vorbei.

In der Begründung des Entwurfes, die wie cine Emschnldi'

gung an die Herren Arbeitgeber anmutet, wird dies os'en >.n

gegeben. Es heißt da:

„daß der 8 12 (der Verordnung vom 12. Februar 1920) seine.n

eigentlichen Zweck durchaus zuwider (!!!) vielfach e.ls ein Mittel

angesehen und angewendet worden ist, um den einzelnen Arbeit.

nehmer vor Entlassung zu schützen."

Das soll also in Zukunft llicht mehr sein.

Auf dem l. Gewerkschaftskongreß des AfA-Bnndes im Okto«

ber 1921 in Düsseldorf gelangte folgende Entschließung zur

einstimmigen Annahme:

„Gleiches Recht sür alle war stets der oberste Grundsatz der

freien Gewerkschaften der Arbeiter und Angestellten. Das cin«

heiNiche Arbeitsrecht ist eine unserer Hauptforderungen. Mit d.in

Inkrafttreten des Betriebsröteqesetzes ist jedoch eine durch nichts

berechtigte verschiedenartige Behandlung der Arbeitnedmer .zur

Durchsührunq gekommen Nur diejenigen können alle Rechte aus

dem Betriebsrätegesetz in Anspruch nehmen, welche in Betriebeil

mit in der Regel mehr als 2U Arbeitnehmern tatig und eine Be«

triebsvertrctung (Betriebsrat. Arbeiter, und AngestelUenrat) Zil

wählen in der Laie sind. Die kleineren Betriebe und die vielen

Millionen Arbeitnehmer in den Zwergbetrieben sind nicht In der
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^uge. d^^> B'>!^ dilrchzufübrcn b'.m. fallen libcrhalipt nicht nitt^r

>OSielbe und ko,iiiiu iii'>besondcre die sich rnis dcn KZ 84 bis W

ergebenden '.sicchte dcl

neknllcu 2'iun bat dilrch das BRG. milhi

nnd zweiter Klasse gcsäjcmen. In icine,.

un'^lll tne ^"stalld livch n ctil l all in itrsct

nnd !Z dcr Verordnung voiil 12 !^ebru..
d,e Möglichkeit bestcbt. bei Bcrmindcrul.si
l'i.e Acchke wal'rziinehlneil. (^inz n'

n nicht ln Ansprii^lz
n Arbeitnehmer crsi-r

^^irkungen tritt dieser

einung, da nach ^ !2

iii. alte Arbcilnc!)mcr
der Arbcitnehmcrzal?l
ien davon, daß hier

d: rch an d« r Rechtslage ,ni Prinzip nichts geändert wird, soit je-

^. .^i anch ilinecuannte B'rordin.i.;l niil dem Zt. März 19^, ailßer

. all treten, so da^z von diesem Fenpunkl ud eine Schii^nioglichkcit
. > icn (fntlassiinqen sür dic in den Klein» und ^)i^er^betrieven

tat.gen '.'li l e'kli, l-.mer gar nicht mebr b<stcbt.

Der erste (^cu.erklcrx^tskonarek dcs

>ln^eilel!lenbundes sorde
^ «

"izrek
ikold,

zesetz zum

Allgemeinen freien

dgß sofort durch ein

> zum n'.lndc.ten die

^te aus den ^ K4 bis «9 V>«G. alle Ardvi!
' ^':i',r u!^i raien werden, nm vor allem den jetzigen

i uuballbaren Zustand zu beseitigen. Mit der

^ultli ukrung des Schuhes der Arbeitnehmer in Klein- und

c:^'ctri.i.en d. lch die ^ ^l bis «9 BRG. sind die Gewerk-

s^'l<„ ^! bekr^i.ei,. ^oiu ^eichsarbcitsministerium erwartet der

Kongreß die siv r'uie Au5orl'c,lling eines entsprechenden iÄeseg-
ii dcn ^urlcieri dcs Dcittschen Reichstages, daß

sch dieleld.'n ln,t aller (fnel'i'e s^r die Gesc^werdung einsetzen."

IetU ist cs also so weit, daß die Regierung diesen Schutz
v'Ni Äill' u.li voit Arbeitnehmern abbauen will.

Desbulb lniissen alle Arbeimebmer einmütig den Z?ampf
für lchre Rechte aii'iiehnieit l'lld vom Reichstag fordern, daß

endlich enn gleichberechtigter Cnllassungsschutz sür alle Arbeit-

nehm, r geschossen wird. '

Sie Sonntagsruhe öer Angestellten / von voul eange.Sniin.
N le,i deil Bemühungen der Unternehmer, dic werk

tnglichc Arbeitszeit zu verlangern. laufen ihre Ver-

suche her. die S o n n t a g s a r b e i t kundig in eriveiterlem

Umiange durchzuführen Sic sind Zlvar nicht imstande, zu

l e veilen. daß diese erweiterte Sonnmgvarbeit llolloendig ii't.

Ibr Bestreben scheint vicln.chr aus ihrer allgemeinen geistigeil

Einstellllng herzuleiten sein, die Ruhezeit der Angestellten und

Arbnier einzuschränken.
D:e Re'chsreglerung hat jetzt einen Gesetzentwurf übcr die

Sonntagsruhe der Angcstclllcn veröffentlicht, in dem die An-

gcstel.tcn unterschieden werden in solche, die im Handels

gciverbe beschäftigt und m solche, die nicht im Handels«

^^>lle iniin i.^d Wir !lell'ii ,ili naet/st< I.eiideii die bis-

>>er,gcn gesetzlichen Vorschriflen sür dic Angestellten im

H a n d e l s g c w c r b e lind die ncuen Vorschläge gegenüber:

?ieheriqe

Abs. ?m Hau

.^.ri^n t>ed,!fkn.^ehl
01'. t^otiti» Ulld t^kstk

tiat «erden. Die ^
fllr sechs Eonn.

b,here Verr^oltuiiasb

nier Eonn. und I
< i! t.uc:' besondere
erweiterten ^eschösl

l?ch machen, fUr aste

delsaewerbe
llnae und Ärdeuer

anen ni^.t des^öf«
vli^e^dedorde tann

und ^esuaae. die

ehörde für weitere

kesnoqe im Indre.
PerhöitNlsse einen

5^rrtet)r rr^order»

oder für einzelne

Vorqcsblaaene ssassuna:

«bs. .' gm l>ondelsoeuerbe dllrien

A?iaelie'lie. Brünne und Ardei:cr an

n» und Hetttc-akri nicht dslchästint

«erden. ^ a l l s lnfolUe dee

Sled! unas. und Wirt»

schaft5Nlrk>a?t nisse ein drin»

«eilde^ Bedlirlnis dnftlr voriliflt. tc!n?l

die Koherr ^erwo^^nqvbc!

e , e i lvöflilch^t jährlich ?m voraus

Hu bett mmend?n Sonntag in ? ede , i

Äonai etlie Pfschästiaungso^uec bl^

« Unr abends K nous. Zulassen und d:e

^<s^<jsk'anna-sltt"den un:er ^eri^Nch.

nau a dei Nir den oNrniNä'en Voltes»

d.ensl desn.'nmte,, ^ett seitseke

AU drei <5

Udr noei

AuKerdcm

en, aber nich: über

k«.?S NtNkNS, Zul s>>'

:n dir unirre Vermal«

tunasdenörde iUrkwe^ weitere

Sountoae im Hnhr. an denen

desolldere VerKüNnisle einen erwriter«

ten Gefchoi ilir olle oder ein-

zr!„e OeschDßtOAVei«, ersor^erilch
n> chen, eine ^esch<ifZtal:na dt^ Zu

sech«, Stunden, lcdoch nicht Über seMA

Abs 8. HUr >>os Cpeditions. und

das Se^ttsmaNeroeme^V« sowie sUr

f?e
' ewekb«detriede. soweit tS sich

li, Vbiertinitno und ^rpekitlon von

GKtern dundelt tann die tzödere Ver-

wait..'n^5d<k)orde "ne s^esä,afttffuna
iko ^u Zwei stunden zulassen.

«>s. 4. Di, Veftim«un«e» des «ös. 2

en aus die V,sch<jstlauna von «?>e«

^.5 . !,««„ und «rdeitern im

eHelfdiftsdet riebe von Konsum« utld

l', deren Vereinen entsprechende An«

Uis? o

,

-

sichtt«,
ifbotte,
leUen.
best,i.i

schssfH
,. .

^<e?br
Völker

«ds
dos i

andere r7)eVkrde!
um Abie^kiouka
GGteri, t? ,'deit.

waltuno^debörde
bis ,wei C?i

«ds

sinüen
d'ifen

Gelchös
a^^ere,

wendui

hinaus, oestaneli. Die Be»

"s?iinden ftnd unier Vernck»
der den ossrnNichen

ft bestimmten
>r 5r!qtz dr?

,en sind die
unö solange

Vertreter dcr

'ilrbeikaebee.
:5 er, i

'l ^Ur

i

triebe

.^iit sestHU«
Au?n hme«
Pezirksw,:t
dirse nicht

i>ftei!ia.!ett
Arbfit'iehm,,,

!5? ch i'izche Ve-

achtlich Au Kören.

dos öpeditions^ und

kroeuerde sowie sür

elr ede. soweit eo nch
und eZroe^ition von

kann die böncie Bei«

r,ne Beschüsll«ui i

Iden Aulcssen.

ttimmunoe, des «t
,ü?q von r>e»

n und Ar' e l?k , 'in

Von Konsum. und

- ' .ikN e Tl..

Danach soll die Zahl der A r b e i t s s o n n t a g e im

Handelsgewerde vermehrt werden. Die Regie"

rung sagt, dies sei im Interesse der 1/andw,rl!chaft notwendig,
die ihre Einkäufe mit dem sonntäglichen Kirchgang verbinden

müsse. Tatsache ist aber doch, dasz d'e Landwirtschaft ihre <5in-

kaufe in der Stadt oielm.br vom Welter abhängig macht und

se Einkäufe auch an sol6)en Werktagen l ^rirgt, die für die

landwirtschaftlichen Arbeiten weniger geeignet sind. Vor allen

Dingen ist ober zu bemerken, d^h der Begriff „Handels-

^inelve" sich l. er bi her nicht nur auf die Läden, sondern auch
i die 5vonwre. namentlich auch aus die Fadrik-

son : ore. ersireckre Da an deren sonntäglichem Offenhaltet!
die Landwirtschaft kein Interesse hat, so ergibt sich, daß das

angebliche Ili der Landwirtschaft an dell vcrmehrtcn
^l^el soillltageli im Handelsgcwerbe überhaupt nur ein

Borwand ist.
,^ ii r d i e A ll g e st e I l t e n. d i e ,.n i ch t i m H a n d e l s -

ge werbe be Ichu ' l igt" sind (Angestellte bei Rechts«
anmalten, fechmiche Angebellte lind Werklneister ill Industrien
lilid Handwerk, Angestellle bei Körperschaften des öffentlichen

Rechts), macht d e^ierullg folgende Vorschläge:
^,?beriae ^ofsnna:

7^ e «niestelNen bilrien e.n Sonn«
und ffesttaaeii n.cht deschultigt werben.

^ie ^oli/cided^rde tonn tllr sechs
^^iin. und ^e i.<.s.e die höhere v,i>

waltuttttsdekkrde illr weiicre vier

Solii'. und .^esttttae in, g hre. nn

denen besondere ^ernulliiisse einen rr»

wetterten ^ eschöstsverteeir ersnrde7llch
machen, slir olle rder siir einzelne

Grssyüs szweiae eine ^eschustiauno bis

Au acht Elunocn, ledcch nicht Über

sechs Uhr abends hinai.s Aulaksen, und

d,e Veschaskla.lnavstunden i'nter Be»

rUa^sichtioukla der s^r den rsientlichen
k^ottrk^:rnli bestimmten ?r't sestsepen.
Die Ali<l,aKttie» lind Conderbestini.

munaen ibcr die Conntauseuh? der
Anoeltellten lin ^ondelsaewerbe gelten
.. .ch sllr die sonsii^en Annejiellten.

Voroeschlaoene Fassung.

Dle «nqesleltten dUrs,n an 6on„.

iind ^esitaaen nicht deschas tot werden;
^ e n?!!ere Verval innsbehörde koni«

sur sechs Sonn» und Hesttaae. die
l öiiere VerVolrun^s' -eö' e sür v'er

weite e l??nn. und ffesttaae im ?nhr,
on denen besonder ^erhNtnis.e eiite,z

erweiterken <s>eschöslsvrrkkdr e^sordrr-
lich machen, siir olle oder sli'. elnAelne
< rschästSAweioe eine Beschöstl^nno dls

lt iUnf Ctunden. iedoch nicht iiber

sechs UKr abends hinaus Zulassen und

die Be chaftlautt^vliundelt unter Be-

riietlichii. unq dee filr des, dssenzUchetß

<^oit-^d. enst bestimmt,,, .^,it <eftsetien.

5ultll„d sl,.d k ie aemattz k: l,5t. «bs. U

der Gewerbeorotiikn^ besti,nmte,i Ve*

bördei,.
^Ur diese «naestelll,,,

nelten in, lldriqen die Aus«

nähme Uiid Sondetvor-
sö, rtften Über dte 6onn-

toosrude der Anaeflelllenj
im Handelsnewerde ritt«

sprechend.

Die in dell vorstehenden Vorschlägen vorgesehenen Aus«

nahmen von dcr Sonntagsruhe sind abcr nicht die einzigen.
Die Regiernng will namentlich nach wie vor für alle An¬

gestellten vorschreiben, daß d,e Sonnlagsruhebestimmungen
kcine Anwendung finden:

i aus Ail elten. welche in Notiöllen oder im i ssenUichen Iliteressc i:noe:Z l<l*
llch oorgeno««en wcrden .:

.' lur ez, en Cr>nnZoa al s Arbeiten Zur Durchsuhruno. einer neseAlich vor-

ileschttedenen ^nventnr.

3. aus die Vewachunn ber Bet? ebsonlaoen. out Arueiten Zur Reinl^una
u.id gns?an^ha!tl na. t 'ch welche der reoeimötitae ffoetoona des elpeuen oder

e irs fremden ^e.riebes dedinnt t^t, sowie aus Arbeite», von welchen die

i ohne des lütten werktätigen ?etliets^ abhtt;.o.i« ist. sct'-rii nicht
d>ese Ar!e,!en on Werttonen r>l r„en^mmen werden können.

4. auf Aldeiten welö e Aur Verhiltouo des Vi lderbens von Nohstofsrn oder

des MlKlinnet s vvti Arbeitseri,uan.llei. e.forderlich sknt. fasern l. cht diese
Älbelten an Z^e,kkci^en vorornl Ntmen werden tonnen-

5. Qi.s dle Ne^uss,ch! u'na de« Vetrleds. soweit er nach KtNer Z vis 4

Sonn» und ^ci::.ac«, stattfindet.

GeVerbetreik en^e. wtlch, «rbelter on (enn« und ssefttaoen mit «sbeiten

der unier visier I bis 5 erwöhnle« Art delchöftlnen. stnd vervUlchiet, ein Ver«

Zelchnis ol^uili tetl. in welches tUr le.^en einZelnen Eouu. uno .srsllan die Zal,l
der !.es^e,f,to'e„ Arbeiter di- ^aner ihrer Veich.t'Ztnnna sowie d'e Art der vor-

«enomn'rurn Arbeit« n eit.zlZ'raoen s.nd Dos VetAeöchms ist auf Etsordetn der

Ortsp5)liA5ibevvrde sowie dem tm > Nst^ bezeichnezen V^mten seder^eit Zu,

<?.'Icht vorZi legen.
*

Vei den unter öisser « und < k e,elck nete,. «ibeiten. soirru dieselben langer

ols Stutzten beiietii. « er die Atb,j:er ani ^<snche des Gottesdienstes bin!,ern,

f^ild li, S>ewetdelieibenden verpflichtet, jeden Ardeiter entweder «n l,dem

k rtkten e^'N" vt.llc s.tUOU"dbkrtKiU Stunden, oder an tedem ^u.i:,„ r^.n.i

taoc mindest« ,ii der 5e:t von sechs Uhr worgeils b s s chs Udr »den>s von

de? Aldeit stet AU lullen.
Ausnubmen vO» ö«W iftorset riften des vokstehenden Absatzes dors die ut'kere

We:Vaituna«KeKArdo Oeitotteu wen« die Arreiter am Hlesnche des sonnid«l che,z

itHottesdi. ?>s es n,cht c, ht,ldert werden »l>d ibnen on Eleve des Sonutanz eine

UletundAwanAtnsiUiidi^e ?t,'heZe,t an einem V<che.uoge gewahtt luird.
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A tch 8 105 c der Gewerbeordnung, der nir die A.lgestellten

inwier ein Stein des Anstoßes gewesen ist. weil er von

den Behörden vielfach mißbräuchlich ange¬

wendet wurde, soll erhalten bleiben uud für olle An-

gestellten gelten: er lautet in feinen wesentlichen Teilen:

ffilr bewerbe, dcren voll stöndine oder teilweise An^ndnnq on Con?- und

^csttnnen zur Befriedigung t il o l i e r oder an diesen ? a a e .i

besonders deroortr.tender B e d.l r f n t f f e der Bevolke -

runa erforderlich ist. sowie Nir Betriebe. w«iche ou^schiieklich odcr vor»

wieqend mit durch Wind oder unreg< lnicisiige Wasserkraft bewegten Trirdwl
'

arbeiten, können durch Berflinung der Köderen ^e.: ^oderörde A.l«n .'inien

von den im 5 Ulkt. oetvofsenen Bestimmungen z'.^ cn werden. Die ^c^elung

dieser Ausnadme, Hut unter Berücksichtigung der Brslmm^ngei, des A I««

«ds. 'i «n erfolgen.
Der Sleichsardeitsminisier trisst mit Zusiii' m^' a des Neichsrots die nc.i.errn

Pest,nimun<.en Über die Boran^seKnngen und ."cdii ^..::qcn sl!r die ^ulussnng

von Aufnahmen: er kann auch bestimmen, fllr welche Zwe.oe des Handel?,

aewerde, ein Geschäftsverkehr gestattet werden ta?i . c ^ : ! !- ^ cn sind

dcm ^te:ch)tcge bei seinem taaVll .^usammeiit?!:* znr 5i .ninis nnt'.uteUcn.

Denltlach verdienl der Entwurf überbau; k il'cht deii Olimen

eines Gesetzes über die Sonntagsruhe der Angestellten, sondern

er müßte vielmehr heißen: „tt efetzent w u r f z ll r Ber-

mebrung der A r b e i t s s o n n t a g e V (5 > ist selbst

verständlich, daß wir mit diesem Geset.elllwllrf nicht zufrieden

sein können. Wir verlangen, daß die Souniag ruhe

im Arbcitsgesetz in folgender Weise geregelt wird.

Angestellte dUrfen on Sonn» und ffesiiaa.n n,ch, drschastigt werden. Diese

Bestimmung finde- keine Anwendung:

t. out Arbeiten, welche in Hotsollen oder im öffrnu'chen Interesse uilver.

zllglich oorgenomm.il werden mUssell^

. aus die Bewachung der Betriebsanlaoen. an« .Irr^i zur Reinigung uud

Instandhaltung, durch welche der regeimak ie ^orla:i:a des eigenen oder

eines fremden Betriebs bedingt ift, sowie auf Arocue,:. ron weichen die

Wiederaufnahme des vollen werktätigen ^^irievs adhana.ia. ,s,. sofcrn Nicht

diese Arbeiten an Werktagen vorgenommen werden tonnen:

i. auf Arbeiten, welche Zur Verhütung des Verderbens von HoKst^sick! . >. 7

des M?t>l,ngens von Arbelleer'en.. . lsen rrf>r>cr'.ich Vlüd. soscr,i iiicht

diese arbeiten an Werktuoen vorgeltvln.nen seiden kölNieii-

4 auf die BeaufNcktiguna des Be:rlebs. soweit er nach Zi^er t bis I alt

t-onn und Festtagen stattfindet.

Arbeitgeber welche solche Arbeiten verrichten lassen, sind verpflichtet, ein Per»

»r.cbnts unzniegen. in welches filr sieden einzelne,! x5"u:!. uiid /><s.Uia die ?<!dl

der Keschelfilaten Angestellten, die Dauer ,hr,r V<s.l a i^inng sowie die Art der

vorgenommenen Arbeiten einzutragen sind. Das Berzeichnis ist auf ^rtordern

der Ortspoii^eibihörde lowle den im 5 »A«.n, der Gewerbeordnung b^eichnclen

Beamten jederzeit zur rZinNcht vorzulesen.

Änf i^rund tarifvertlunlicher Bereinuurungen können folgende Ausnahmen

zugelassen wcrdcn.

I. sUr das Eveoition^. und Cchisssn^Nergewerbe sowie silr andere bewerbe,

betriebe soweit es slch um Adfcrt.a.lng und Expedition voii bittern

handelt, bis zu swet stunden an jedem ^oliii. uild .icittag:

7. fUr den ^ndel mit Milch. Backwaren, glriich uno ^toheiS bis z'.i zwci

^tun^ei' an jedem r^onn. uiid geltlog.

Schließlich halten wir es sür selbstverständlich, daß die am

Sonntag zugelassenen Arbeitsstunden aus die wochentägliche

Arbeitszeit angerechnet werden.

Vie 4. oröentllche Vunöeöausschu^^ltzung
fand am Mittwoch, den 22. November d. I, vrrmiltags tl) Uhr. im

großen Cibungsztmmcr des Jndustriebeamtenhauses in Berlin statt.

Es l^aren nahezu vollzählig die Mitglieder des Gesamtvorstandes, die

Delegierten nnd die besonders eingeladenen Schriftleiter der Organe
der angeschlossenen Perbande erschienen. Außerdem nahmen an der

>5ikunq als Bertreter des Vorstandes des Allgemeinen Deutschen Ge.

u.er?Ir!)astsl i«nd<s die Kollegen Leipart lind N n o l l teil.

Kollege Stähr eröffnete und leitete dte Sitzung und gedachte

zunächst in warmempsundenen Worten des Todes des langjährigen
t Vorsitzenden des A!lgemen«n Verbandes der deutschen Bank«

angestellten. Kollegen Mas Scholz. zu dessen Ehren die An«

senden sich von ihren Plötzen erhaben hatten, Ferner machte er

Mitteilung von der Ausnahme des «Verbandes der angestellten
Dentisten und Hetsevinnen" in den AsA'Bund. Alsdann ergriss

Kollege Alis Häuser dos Wort zu seinem Referat über die

..Stellung der Gewerkschaften zur Währungs«
li ll d P r o d u k t i o n s s r a g e". in dem er eingehend die von den

sreien Gewerkschaften eingeleiteten Maßnahmen behandelte. Räch

sehr ergiebiger Aussprache über seine Aussührungen, an der sich
neben den Vertretern der angeschlossenen Verbände auch Kollege

^eipurt vom ADGB beteiligte, gelangte folgende (5 n t >

jchliehung zur Annahme:

«Der am 22. November tagende Bundesausschuß des AfA«
Bundes billigt die vom Vorstand zur Währunqskatastrophe aus»

gestellten Forderungen und beauftragt ih i, die Bewegung für die

vol den Gewerkschaften zur Stabilisierung der Mark vor»

geschlagenen Maßnahmen mit allem Nachdruck welterzusühren."

Anschließend hicrun referierte Kollege Süß über F i u ,,. ^ und

Organisationsfragen des As A.Bundes, dic ebenka!'.

in der Aussprache erschöpfend behandelt wurden Für innm ^eruu/z
des AfA Bundes wurde einstimmig beschlossen, daß der A?A.Bundes-

beitrag für deil Mvnat ^<reui'icr 2 Mk. und f: r den Monat De¬

zember Z TNk. pro Mitglied betragt. Sehr ergiebig war di< D dan.'

über die vorgelegten Satzungen für die Bezirkskartelle
und über die B e ? i r k e k a r t e l l e i n t e i l u n g selbst. uiurden

herzu llachstehende Beschlüsse gesagt:

) ..Der Biindesausschuß ist der Meinung, daß der organische
Ausbau des AfA-Bundes nach den gleichen Grundsätzen wie der

des ADGB. angestrebt werden muß. Dabei muß die bisherige
Entwicklung des AsA'Bundes berücksichtigt werden und sür die

Bildung von Bezirkskorlellen ein P.dürfnis und die notwendig n

Boraussetzungen vorhanden sein.

Der Bundcsauslchuß stimmt den grundsätzlichen Beftinnnuugen
der Satzungen für dic Bezirkskartelle zu Der geschästsführende
Vorstand wird beauftragt, die Bestimmungen zu überprüfen, etwa

notwendige Aenderungen vorzunehmen und die Satzungen möglichst
bald endgültig und verbindlich zu verabschieden."

l ) „Der vorliegenden Be'/r^emte lunq de; ADGB wird mit

dem Vorbehalt zugestimmt, wenn der ADGB. die einzelnen Be¬

zirksausschüsse errichtet, prust auch der Vorstaud d^s AiA V,indes

die Notwendigkeit der Erricht.in^ eines 'Z.-ka7lellr> dei ^'.'I

Biindes und gibt den angeschlossenen Verba iden die Möglichkeit,
zur Bildung und Abgrenzung des Bezirks Stellung zu l ehmen.'

Bezüglich der Mu st ersah ungen für die Ortskartelle

wurde eul Antrag folgenden Wortlauts einstimmig angenommen:

„Ungeachtet der Bestimmungen des § 4? u. folg. der Naupt-
salzungen des AfA Bundes verpflichten sich die angeschleli.nen
Verbände, bel ihren Ortsgruppen dahin zu wirken, daß die Musler.

juizungen für die Ortskartelle beachtet werden. Die Anerkennung
eines OrtskarteUs durch den AfA.Borstand kann gemäß der

naiiptja^uiigcn nur eriolgen, wenn sein Aufgabenkre's dem ^ 1

der 5)auplsakungen enlspricht.

Der lclue Punkt der Tagesordnung behandelte die vorn Vorstand
des ADGV bereits beschlossenen Regeln für die Führung
voll Lohnbewegungen und Unterstützung von

Streiks in gemischten Betrieben, die mit wenigen
redaktionellen Aenderungen einstimmig zur Annahme gelangten. Ihr
Wortlaut ist folgender:

Unbeschadet des in 3<) der AfA Bundes-Satzung in Ueberein¬

stimmung mit den, 8 der Satzungen des Allgemeinen Deutschen
Gewerkschaftsbundes anerkannten Grundsatzes, daß dic Führung der

Lohnbewegung die eigene Ausgabe jeder Gewerkschaft,st. verpflichten
sich die dem Bund angeschlossenen Verbände samt ihren örtlichen
und bezirkNchen Verwaltungsstellen bei allen Lohnbewegungen und

Streiks Hur Einhaltung folgender gemeinsamer Regeln. Zweck dieser
Regeln ist, einen möglichst erfolgreichen Verlaus und Ausgang der

gewerkschaftlichen Kampfe zu garantieren.

I. Allgemeine Regeln

1. Alle Gewerksct>istsmitaliider sind verpflichtet, lhe sie mit ge-

nxinsamen Forderungen an dcn e<i)elnen Unternehmer oder an die

Al deitgeberorganise.non Hera, tret n. s,ch mit der zuständigen Vel«

trctung lhrcs Verbandes zu beratm. Die endgültige Aus^t.:!ung von

Forderungen und ihre (5inre?ch'!Ng bei den Arbeitgeber,, ^ft r^on

d^r Zustimmung der verantwortlichen Veibandsrxrtret'. ng abhängig.

2. Die Führung der Verl>andlungen obliegt den zuständigen Ver.

bandsvertretern, die den VorliKristcn ihres Verbandes und den

Weisungen des Derbaudsoorstandcs zu solgeil habeil.

ä. Die Arbeits.ned^llequng ist n,rr als leples und äußerstes liel

zur Erringung besserer Lohn, und Arbeilsbedinguilgen oder zur At.

wehr von Verschlechterungen onzliwendeil. Vor elner Arb.',:ve,N'

stellung sind alle Vcrhondlungsmöglichke,ten zu erschöpfn.

4. Bor der Arbeiteniederleoung muh in jedem Falle unter den

beteiligten Allgestellten innerhalb ihrer örtlichen oder dezirN chon

Organisationen eine Abstimmung stattfinden. Erstreeft sich die Be.

wegung übcr größere B<zlrke rder das ganze Reich, so kann das

Recht der Abstimmung und Beschlußfassung auch beauinagten Ver»

tretern de? Mitglieder übertragen werden. Vor dcr Abstimmung
hat die Orts, oder Bezuksleitung des Verbanden das letzte '^er.

handlllngsergltzbnis b^konntzugebeil, sowie d« geltenden Be,'tim>

n^tngen über dic Durchführung und Untentuizuttg des Streiks nut.

zuteilen.
5. Bei Streiks, die nicht nach diesen Richtlinien «ngeleitet und

llicht von dem Verba, bevorstand genehmigt sind, wird die Unter»

stützling aus Verbandsmitteln versagt.

?<5<r Verband, in dessen Bereich ein nicht ordnungsmäßig be-

schlosscner und nicht genehmigter Stre k ai sbricht. t>,t die Pslicht,

durch seine Vertreter unter möglichster Wahrung der Interessen der
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Angestellten ruf e«ne baldige ^^ied<raus^.a?>m? t>*r Arbeit hinzu-

uurke ' 5ic>mmen mehrere V''ida:'de in Betracht, so haben t^cscldcn

in diesem Li,-..,e v lommcnzuwi^ken. V^n den gemerkschai^ich er.

garnierten Mitgliedern muß vcrl^nat werden, daß sie unbed ngt d<r

gew..klchafMchen Parole Folge .e,fte,.

7. Werdeu Genxrkschas:sm tg!>der dlirch einen Streik, an dem

sie nicht selbst beteiligt sind, an der Fortse^ung ihrer Arbeit gehindert,

j. V. durch Ausbleiben der Re.'-i ' dcr Belr«bvkrast i.sw., so

gelten sie in ticser /
'

, . ^e,ts!os. Dos gleiize n'^ ' h, '

Mi: l cder durch ?<llstreik e^nes anderen Verltses im gleichen B"

trieb ar^eiislos werden, es sei denn, dafz dilrch besondere l^m^'i^e

«ich diesen Mitgliedern dcr Ansp.iich e''s die Slreikun^stüj'u^ v.»

erkannt werden muß. Sind in solchem Falle mehrere (>)e:^crkschasten

beie t,^t. so haben sie sich über d> Untersr'itzun^ssrege vo-^xr .^u r><r.

ständigen.
8. Mitglieder, die wegen Verweigerung von Sueikarbeit cnNol. l

werden, heben Anspruch ouf die S:rc.:..nl. rs:..! ..ng, wenn sie sich

vorher mit ihrer zuständigen Bcrdand:?crkrc:u?.g in Verbindung

? und deren Zuft'nnnu^g zu der ArbcitcIerweigcrung erlang:

haben.

II. Gemeinsame Lohnbewegungen.

9. Die in Z 29 dcr AfA-Bundes Satzung ausgesprochene Berpsich.

tung 5ür die ^cwcr?lch^?':en '/ir gegcnfeik gci, ^cr'l^^ignng bei gc>

meinlamen Lohnbewegungen gilt insbesondere für Bewegungen in

solchen Jndustr.e' (
- d<». c^.r

betr.eben, in de'.len Angehö
niedrerer dem Bund angelchlol

1') Bei gemeinsamen Lcch:ir>
und Betrledsar en obliegt die

MehrKen der Mitcilledcr bet

e verschiedener Bcr.il,' u:id Mitglieder

sener Verounoe bclcha'ii^t ,lnö.

ewcqunaen in solchen Industriezweigen
' fführii. >l in der Ncgel dcr Mit der

taten Gewerkschaft. Sie hat al)

suhrenoe OrganlsaliOll die Vcrpillcytung. die anderen beteiligten Gc

wcr.'schaiten rechtzeitig über aeplante Moßnahmcn ^u u ie^'.chtcu

und die notwendige Verständigung lvr^.-. >'u -7 ^

ll. Geht die Anregung zu einer Lohnbewegung von c'ner anderen

a^ der führenden Gewerkschaft aus. so hat sie die P'lichl. sich zu-

nächst mit der Ehrenden Organisation ,ns Benehme« fetzen, oa-

'.. .l diese die m 8 ll) vorgesehene Verständigung hcr^ijührl.

12 Keine Sewerkschasl darf selbständig sur sich olle n ihre Fcrdc.

run^n ausstellen, ehe sle mcht mit den übrigen beteiligten Verbai u

Rücksprache genomlnen und eine entsprechende Verständigung ver-

sucht ha:. Die Veroffcr.UlchunH von Forderungen u.^ ihre Eln-

reicHung an die Ardengebcr dar? bci gcmemscuncn Lodnbcw^u i .cn

nur a^f gemeinsamen Beschluß al^er beteiligten Gewerkschaften

rriolgen.
13. Zl: dcn Beratungen über d«e Einleitung der Bewegung, die

AujsteUiing der endgültigen Forderungen lind den Zeitpunkt ihrer

Clnrlichung hol die führende Organisation die G<werkschasten der

anderen Beruje zuzuziehen, sowcll l!zre Mitglieder an der Bewegung
bete ligt sind oder m Mitleldenschoit gez^en werden tonnen.

N Bei den Vorderan.naen lst auch eine Verständigung über die

Zusammenlegung der Veihandlungskommisfion, die die Verhant«

lungen Mit den Arbeitgebern iuhren sol^. herbeizuführen. )),<rvei

: davon auszugehen, daß die Führung der Verha.^i iilgen iLl>er !ne

allgenieinen Arb<iksbedsngunqeu tn erster Linie den Verlrelern der

>rcnden Organisation zusteht, doch ist auch den Organi-ononen dcr

en Beruf? eine entsprechende Vertretung einzuräumen. ? e

anderen Berufe sollen sich aus eine gemeinsame Verirrt^ug

i m nicht durch einen allzugrohen Vcrhandlungs^rp^r die Ver-

handsunqen unnöng zu erschweren Bel der Regelung der Gehalts,

bedingurxlen und vefanderer beruflicher Fragen ist aus die allge.
meinen Verhältnisse dcr Berufe Bedacht zu nahmen.

I') W,rd iin Torisvertrag abgeflossen, der für die Gesam:he t

der Besä^istigten aus allen Berufen gellen soll, so ist jede beleihte

l^ewerNchaft auf ihr verlangen zur Anerkennung des Vertrieb

> Bertragsteilnehmer mit lhrer Un:erschr,st zuzulasjen. Durch

Vereinbaruiii kann die unterschrif!!lche Anerkennung «>es Bertrazes

,ur alle beteiligten Organisationen auch emer einzelnen Gewerkschaft

ittvrtragcn werden, in solchen Fällen sind die beteiligten Verbände

namentlich aufzuführen.
IS Ist eine S«vert1chaft nur mit e, zelnen Mitgliedern beteiligt

gegenüber großen Mitgllederzahlcn der anderen detrUgten ^*r.

bD»Ae. so soll sie zur Vermeidung von S<wvieric leiten a .i den An-

ipruch. an den Verhandtungen ulld deren Abschluß teilzunehmen,

verzichten. Im Streitfälle ist bei der Einschätzung solcher Minder¬

heiten auf die Bedeutung der Berusbgruppe innerhalb des Jndustr.e-

zwelges oder der Betri<bsart neben ihrer zahlenmäßigen Starke

Bedacht zu nehmen.
N. In die tariflichen Cmigungs- u^d Schiichti!Ngl,!nstanzen M

^ <n den VeNretcrn der führenden Or.^ai i a:i^n ein ^r.reter der

übrigen GewerkKt)usten suszuneyniel,. wenn der S5rci!geger.lt<^id
die besonderen Berussoerhältntsse dieser Gewerkschaften berührt,

jedem Falle ,st Vorsorge zu treffen, daß Mitglieder etnes s-chezen

Berufe5 ste!) durch einen Vertreter ihrer eigenen Gewerhch^t vor

der T< rkj,nstanz verirclen wcrd7n konncn.

18. I. i ,^lle eincr gemeinsamen Arbeitsn^derlegitng hat die ve^.

ou'geliende Avst:mmung in einheitlicher Form entweder geLneinsch^sl-
lich o><r bei getrennter Abstimmung ,n allen Gelverkjchasten gleich-
^ ^ Ii' !V

^ ?'^eu. Iii lemercn, Falle ift dos Abstimiiiungserqeonis
sur j>de ^erussgruppe ketreilnt festzustellen, doch dürfen Teilerge^.
nisse nicht vor Bce , der Abstimmung in den übrigen Berukc'l

bekannt > n^ ! t werden.

l ' ? s ">e Orgau s nion hat die Pslicht, dcn Cewerkschaf.
ten der anderen Beruf« retlitzeilig melden, ob sie d.vi S!reik g^.

nehmigt odcr odgelchnt hat. Den Ausbruch eines nicht genehmig,
zen Strciss. on dem Mchil ed r anderer Gewerkschaften de.eillgt
fui^ ! t die führende Organ,'<ii,0tl auch sosort dem Bundesvorstand
zu melden.

2". Lehnt die führende Organisation die Unterstützung eines nicht
ei ab, so dürfen auch die andern,

mitbcte ' . u lq, ''.'isich^sril keine UnlerstülZilNg zahlen. Ebenso,
wenig darf bei solchen 6trc ki Unterstützung irgendwelcher Art aus

Mi t.ln d.r Bezirke oder Lok 'n gewährt werden.

21. 7rc:cn nur die Angehaiigcn ei.les Berufs für sich allein

in ' Lohnbewegung, hat ibre Gewetkschaft «l:ch in dies .

Falle die anderen, insbesondere dte führende Organ scuion recht,
xeitlg ver^cr in 5ie i:itn!s ^u setzen, um cine Verständigung unter

oen beteis'al.'n Verbänden herbei^ifühz-en. Da bet jeder leilbewe«

gung. besonders bei ei^eni ?e,!slrcik in gemischten Betrieben, die

dafz i:
'

7 . i die Gesamtheu- der Beschäftigten
mit hineinie^ogen m rd. so ist es undedingte Pflicht jeder Berufs,

gruppe, dc: ihrem Vorgehen aus d> übrigen Organisationen und

die !-'rc!sen dcr <^esam:h.jt Viuctsicht zu nehmen.
22 Läßt eine Gruppe es an der gebührenden Rücksichtnahme auf

^

e und d c C.clluni der M.b:heit fehlen, so knn.l ji?

n.cht rerl^n^n. daß ihr g'gei. iber Solidarität g?übt wird.

22. Angehörige fremder Bcrussgruppen. die an einer Lohnbewc.

glkng nich: beteiligt iind und du:ch ihr iiöeiierarbeiten auch d'-n

A.i^gang eines Streiks nih: ungiinsttg beeinflussen können, durseu
llicht zur M:.l : lung a^? dcm ?.'reik q^kietk-?: ,ver^ ,.

2t lfjn Svmpalhiestreik kann nur da:,n in Frage kommen, wenn

t>r V.'rband.?' 7lt^d dcr o:,>crcn Gewerkschust mlt cn.lprechender

Begründung dies Verlangen stell: und weiln letzterer d^ra.ifhin den

Sympathiestreik genehm gt hat.

lll. Streiks in lebensnotwendigen Betrieben,

d. h solchen, die für d,e Ledcnsiiot wendigkeiten
der Bevölkerung notwendig sind.

2-^. Als gememnotig in dies m Slnuc gelten solche Betriebe, dx^en

St i<j diirch Arbeitseinstellung d.e Leben:.nl ressrn der Aügc.
meinheit l,nd auch dcr gclan k?n Arb^ikerlchaK in Gesahr bringt

Insbesondre klunnle^ in Be.rächt die V.:I'^raung der Bevo!keri!?,g
r: ? .' er, d e Zkana'isolilUi. das öi'euülche Gesundheitsw'seu,
das Besta'tun^smesen. die öffentliche V^rwaltuni. die Sozialocr.
sicl'erung. der (slsendahnverkehr und der Kohlendelizb'u. Die md-

gulliqe Festj^ellutlg oer gemeinnongcn Be:rlede sur lcde dem AfA-

Bund c^er dem ADGB angeschlossene Gewerkschaft ersolgt durch
deren Borstände tn Vcrdln^i' l .^'t dem Vorstand des AfA.Bundes

) Stre.ts.Ule sind durch den AsA.Bundesausschus,

zu entscheiden.
2«. Ueber Streiks in gemeinnötizen Belricben diirsen Besch'u' e

erst dann gesaßt werden, wenn zuvor der Vorstand des AfA'Bu.,.
des bzw. der Bundesvorstand des ADG^' davon benachrichtigt uud

ihnen e.ne ungemefs^ne Frist zur Vermittlung z:vecks gi:.licher B l.

legung belassen mrk^en lst

27. Jede Gewerkschaft Hut sür ihr Orga^lisationsgebi't ein Ver.

zeichr.is der bei Ar!>c tSlnedcrl^iungen in Frage kommenden Nci..

arbeitn, deren Ausführung in jed.'M FaUe verlangt werden mus'.

aufzuslellen und dem Verstand des AsA Bundes b^w dem Vorstand
des ADGB. einzureichen.

2K I,de Gewcrklch.st hat in ihre Satzungen vder satzungsmäßj.

gen Vorschriften siir lhre Mitvzlie^r i>e bindende Verpslichb.mz
aul ?m?n, daß die von dem '.gerdandsoorstand bezeichneten resp,
iu, Ciuzelsall anie^rdneten N^ardei.en aufzuführen sind. Die Ver.

bandsvors' .nde verpachten sih. di? erforderlichen Maßnahmen

die Diirchfuhrung der Notarbetten zu trelsen Mitglieder, die sich

we pern, die angeordneten totarbeiten zu übernehmen und auszu.

führen, haben keule^tet Ani^ruch auf irg-enhweiche Gewerki/^itO-

ung «lls zentralen od?r drt't^ , Mitteln Die Verweige-

run l v^.l ^. '.^b-i en Kat ots grobe Schädigung der gewerkschafl.

lich^.l J'.tcrelicn zu galten. .

l V S ch l u ß b e st i m m u n g e n.

«. Die angeschlosseren v.rbünde sind verpsli.^t't. ihre eigene.,

Satzungen m? n Inhalt dieser ge.vei 'amen Re^ln ln Uelier.

e,

'

j '/i bril'.zen.
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Vcrbanö öer angestellten Oc^.stcn unö l^ckfecinnen.

Durch Beschl.lK dcs AsA'Bundesvorstandes vrm November d I.

ist der verband der angestellten Dentisten und

Helferinnen aus Grund seines Untres l n d e n A f A « V . n d

ausgenommen worden.

Die sicigewertschaftliche AngesteliienbewegiiNg hat rmt dcm

tritt dieses Verbandes einen neuen M e.rbeiter nnd Mu^:" ! r

halten. Der Verband dcr angestellten Dentisten ui.d Hc'.^cr r.7.en,

der im Frühjahr dieses IoKre5 qeq-uf.det wur>. b^t b,ö vi scv.cr

Ausnahme in den AfA Bund eine erfreuliche Zl"'war!55?.f^ickNmg

s<-.'ion,men. Inzwischen hat sich ihm auch der l^teress^oerband

rngcst. I:er Zahnärzte" als Fachgruppe an^ch! sseu. Er ist zuritt

' ^ ? ' verschiedenen Orten des '.'^ichcs durch r^cht starke Orts«

gruppen vertreten, derc.i Mitgliederz^hlen jl.i.id.^ :nn achicn bc«

r, rissen sind.
.'.eben dem neu aufgenommenen Verband der angestellten Dentisten

u '.d Helferinnen bestehen zurzeit noch als so? te Anacstellt«n.

i ^<vüsationen dcr „Berussocrband deutscher Dentis:en". dem eis Mu.

ol'tder sowohl Angestellte als auch S.'lbsla^d' ic ou^ckcren und dcs'^n

?!ung in den 5>anden des bekannten .,Ob«5 :lxn" Nsichsbogs.
< leordneten Geister liegt, serner dic .?erufsorgo^ sation dcr an

t s'esUIichen Kliniken angestellten Zahnärzte", die wiederum eng ver«

bunden mit dem »Wirtschaftlichen Verband deutscher Z^h'.är^tc".

einer rcii.en Arbeitqederornanisotion. ist. Beide Verbände rV> n'en

dennoch n cbt als gewerkschaftliche A^de tn^b'nerorslanl^N'^-en an.

nesehen, Niüssen vielmehr von uns als .gelbe" bezeichnet werden.

( s ist zu hoffen, daß durch den Luschluh des Verbandes der an.

< kellten Dentisten und Helferinnen an den Bund allch diese
' clden Schädlinge dcr A'lgestellten^e^e'nmg m.l^r und mehr an Be.

dei'wng verlieren und die bis deute in ibnen organisierte/; an«

gestellten Kollegen und Kolleginnen in sich dem Verband der

anaestellten Dentisten und Helferinnc i ansch!es^.

"nl Zusammenhang hiermit erciehl an olle ^'A-Ortskartelle und

^>rma'.tun^sstellen der dem AsA'Bunde e. '^^ct'ebenen Vcrbö "de im

'^«ichr die dringende Bitte, den neuen M'^ n p<cr n<.ch besten Kräften

Vl unterstüllen. Di/rch gemeinsame Arbeit wird dos Ziel, in ableh«

bnrer Zeit olle onaestelllen Dentisten tnd Melkerinnen, d,e deute noct)

<i!lsl) j'i,l> unorganisiert.sind, dcm tungen Verbände zufuhren.
eicht werden können.

"llle Zuschriften, die den verband der angestellten Deut.sten

^cri! n, i bclresfen. smd an den Kollegen Bernhard

> tzsch, B.rl.n O. l!2. Grüner 7"ei zu richten.

Oie 5Z?!mvo!kshochschtt''e in Schloß ?mz bei Gera.

Der dritte vternu " ?,ge Frauenkursus Kot am 22. Aligust

d. I begonnen und da«: r' bi^ zutu l? D^v'l.'' ^ d I. Aus allcli

7r,len DerNschlond^ si <' ,^l i cu ^ ... , 'ä<ll i > an

i elem Kurs'« entsandt werden. ? bi.r grundlegende Kennt«

n,l>5 des wissenschaillich^ ? c zueignen. '.'wn den

K<l Teilnehmerinnen des!'. t - ^ x^'B. und AlA Bund

1^ Mitglieder enlsandt. die sriihire S . ll. .,e srühere U^P^ lö,

d,e Slc'dt Gern 2 Schi.ler'iiiien Au' et Kosten dek.'llit,'! sich

lll Schülerinnen Am stärksten veit:.lcn sb'.d die Altersklassen

.V.niche:: 2N und i nd ^' i' en '

'

" '-ren U- ' ^) Iabre

alt sind 2. über Jahre alt K und über 40 Iohre olt ? Schülerinnen.

Die Volkshochschule Tinz ist eine suz'a'lstische Schule, l dcr keine

Varteischllle ttnd die',t der Arbeitneh' rl^ewegunq im ollgentelnen.
7 tue Lotung liegt in den Kanten 5cs Lcbrcrkollcgillms. in dem

das Amt des Leiteröder 5xn,pNel)rer ^ll^cd V)erre lNat"rerkennt'

i,,-. Kult, r','l^ichte Geographie. He tungskunde) airsübt ?!eben

ihm wirken als hauptberuflich angcsicllte Lchrer: Dr. Braun«

that iWirtschaftsgeschichte. Wirtschaslstchre, Mirtschastsgeoqr^phie,

Blnloso.ihie^ Oskar Grein er <Litc, itur, Kunst. Sprache und

s kultaliv Esperanto)- Otto Ienssen lGesellschastslehre. Geschichte

der Arbeiterbewegung. Proletar. Organisationsprobleme). Neben»

amtlich tatige Lehrkräfte sind. Dr. Buch holz. Arzt ln Gera

<Gesundheitspslege, Sozial, und Gewesbelmgiene)-. Dr. Freund,
'.^i nisterialrat in Weimar iVerwoltungsrunde)- Rudolf f)undt.

G^lvge in Gera iFührcr bei geologischen Wanderungen):
^ i'ikli'r. Stodfrat in Gera (Versassungskunde. Ardeiter,

s cht. Betriebsrötegesek)'. Dr Jng. P termann, Bürgermeister
i i Zeulenroda sBetriebblrhre).

s hcimvl lk. ! l chschi'le gibt Iin , seinen Schülerinnen die

te Möglichkeit, sich — slei von den Sorgen des Alltags, gesördert

durch das Gemeinschaftsleben — mit ungeteilten Kräften c.ui den

Unterricht einzustellen. Die Schülerinnen erhallen m o.'.'

Schlosse Tin^. das zi r Stiftung .^olkchcchse^ule ^euft- gehört und

der Schule f^r iure Z:vl-cke ziir Verfügung gestellt ist. ^oh-.u!..-; iind

Verpflegung. Die äussre Ci.ilichNiNg de) 5)aulcs i cht 5

.. ecken dcr Schule: sowohl Unterrichts, al; auch «rle - sind
< ^ach. aber geschmackvoll ausac

d '

i

^stattet. Cin sch wer '^.'.rk un

in dem sich dic Schulrr'nr'cn neben dem Unterricht und

l < Ard.i: der Erholung imd Körperkultur widmen können

ir den Unterricht sind täglich I
Dopp<',l

we.t.re 1!^ Stunden siir den soqc^
lcistung in Z'üche und Garten). Dcr

dcm Prinzip der Arbcitszemcinschast

2 Doppcl
anrnen ..'^

,l iN vo^aei.l).'

' ^ i,»)..

.lntcrricht selbst isj' aeleitvt r^ n

< Hr a n r

re.^cs Milarbc.:en Dcr Lehrstoff iit ausgebaut aus dcr marxistischen
Ockonomie und dcm Historiker!
I^titerricht) bilden Volk5u.ur '5tv':

t4^.,>:lind re^e

der Arbc

lehre. Derwoltungs. und Ze

taterialismus. Dcn Äcr.. des

?re und So.uoloaie. Cvaän^t

werden dicse beiden Fää>er du7ch die (

cgung, 5^u!turi schichte. Vers

riqskunde, l^c

.^unst i^erb

künde,

Ie und

mil.

und Sprache (Stilkunde) werden nicht vei

no-

rn)

igr, ferner folgen
is.

'

r >

liichcr

n Q'.'ch

crriede.

^cluch

noch Cii iühriin^en in die Philosophie und

^.^lle.tw w.rd spcranto gelehrt. Etwa die 5)ä!f:e ^
. chültH

rinnen beteiligt ! h daran.

liukerj:::::k n-: ^5r : '
.

-

! sche Unr.'rricl

ru.lgen ui die londi.^ .f:l,ch i^üne Um ^'

durch Bcsichtiguu eu i ^
'

..c
- und lc^

Auch reiche tü chlcr.. ^ : ! rtct die

von Museen, Thcat.r: . i'. r^e :. So

dieses Jahres en c

noniNl.-u, der i'i '.'(i l ci'< wehere 5..':?

In den v.cr Mei'. i<:l, die sur '^c:'. ^ehr^^nq vir Ber

kanten dic e n^lnen N"lerri^:5..i7l. :. nur limriNen lind

in groben Ln^en behandelt norden. Irrudt,:i ist aber li l? (Ze.

wißhet anziinci.nxn. daß die Mchrzcchl d<r ^ inr^cn u der

Rückkehr von ?!l:z mit erwe.lencm ttcs'chtokreis und g<st.i,,ertcm
Interesse an die Aufgaben der BrbeitnehmerdenxguT!i;er^:r!ten
wird. Es ist i.^ris.en5 b /ldsZchtigt. die Dauer weiterer Kurse zu ver.

lungern, um eine intensivere Durchdringung des Stoisch zu gewahr«

lersten. >i.

Studi7nf5?-rt noch Leipv'a ' litcr-

gen soll,
li i.i ' .'..en,

Gc^cckschaften unö Genossenschaften.
Die No: der Zeit drängt auch die örtlichen gewe.kj^ '

u. >

genossenschaftlichen Organifaticuen näher aneinander. ^ e.ui es eine

Möglichkeit gibt, der grenzenlosesten Willkür des privaten Händler-

tums zu entgehen und dem schlimmsten ^uctur immerhin noch ein

5)^lt zu dielen, so ist e5 dic restlose genossenschaftliche P la'isjitiig in

den Konsumvereinen, wo die Mitglieder gemeinsam Ein.

käufer für sich und Verteiler unter sich sind und daher sich selbst

iiicht bewuchern können Iil dieler Erkenntnis Kabeil vor

kurzem die ^ctr,ebsrä.e .
iid Gewerkschaften eu.es cno5-en Industrie-

ortcs in Sachsen dir d rtige Bezirksgenolsenichait lattraiiil iu

dem Besireben unterstüizr. die rechtzeitige, ausreichende und ?ste

Kartosselversorgung sür einen sehr großen Teil der ^'cr.

brauchcrschaft durch'/isenen. Es wiirde cin Alkeniulen gesoffen,
das au/y auf e.i,c glückliche Weise die ^e^ab!ung der crjlal''<neir

Zlartofscln, nämlich durch Vcrciiibaruoeen mit deil Arl eil^v>crn,

möglich machte. Aber auch aus dem (i i te der finanziellen

Stärkung der Konsumvereine bctätiqcn sch neuerdings

die G c ro e r k s ch a s t e n in dankenswerter Einsicht mit gutem Er-

folge. In einer Stadt des Westens hat sich erst vor einigen

^auen dcr Or!sausschuh des Allgemeinen deutschen Gewerkschasts.
bundcs dcnl dortigen Konsum, und S^arverein zur Teilnahme an

den ^auskossierilngen zur Verlügung gestellt, mittels derer dic den

!<oilsumgcnossc,ischast5n so nötigen erhöhten Mitglieder«

geschäftsanteile hereingebracht wcrd.n Wegen gemeinsamer

Schritte von Gewerkschaften und Genossenschaften gegen die

mi sz lichen Wirtschaftsvcrhältnisse Kalten sich serner.

um noch ein Beispiel anzuführen, dcr Ortsauoschub des ADGB. und

das Ortskartell des AsA'Bundes einer größeren mitteldeut«

schen Sladt Zil gcmeinsamenl Tun mit dem dortigen Konsumverein

vereinigt Auch Kier wiirde von den Gewcrkschasten ikizqesau't die

Ziiitcherung gegeben, daft die Genossenschaften bei der Eiubria^uu^
der zu vermehrenden Betriebsmittel der Unterstützung sicher sein

können. — Sa bringt die Not der Zeit vereinte Anstrengungen zur

Erfüllung zwinge.ider Notwendigkeiten.
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Aufruf
an ölt Gcwerkfchaftsmitglleöcr.

In Ausführung dcr Beschlüsse d^ Jnlernalivnalen Gcwcrkschail

es von Nom im April dieses Iahrcs hat dcr Internationale

Gewerlschcntsbund (Sig Amsterdam) die Err^chlung cincs

internationalen Kampffonds gegen Militarismus u> d ?.^ek:w.i

eingeleitet. Icde^ Mitglied soll durch einen e,nmuii < l ^e?'ra^

dielcm internationalen Fonds seinen cntsch osscncn ien bckundc.,,

aktiv tci!'..nehl.'en an dem notwendigen Abwehrkampf gegen d,e

Reaktion und zur Verhinderung neuer K:u,ze.

In allen Ländern werden diese Beiträge gcgc:^ l en de-, .

werkschaften erhoben gegen Ouittungsmarken, die der JGB heraus,

gegeben hat.

Für Deutschland
'

men Marken zu 5 Alk. sür männliche sowie

zu Z ?Nt. ^7 n e''liche und jugendliche Milgl«der in Betracht.

Diesc Marken werdet, demnächst von ollen Zcntralocrbänden in i

Ortsgruppen und ZaKlslcllen vertrieben.

^.5 rusen die Mitglieder der deutschen Gcwcrkschastcn hicrlnit

auf, ihren
Beitrag zu diescm Fonds

so zeillg zu leisten, daß dn Gesomtcrtrag von allen Vcroändcn Ins

zum Zl. Dezember d. I abgeliefert wcrdcn kann.

Dic in Deutschland ausgegebenen Marken trogen den Aufdruck:

Krieg dem Kriege

Internationaler GewerkfchaftSbund Amsterdam.

Jedes Mitglied soll mindestens eine Marke kaufen. Angesichts dcs

je^t so t.es gesunkenen Wertes dcr dc ,lichtn Mark sollte jcdoch ,cdcr,

ber da;i iil der Lage ist. mehrere Marken losen. Auch an Nicht»

mitg i ^er können diese Marken abgenlvn wcrdcn.

W,r wlsicn, daß die :e <ir i:nchmcrschast Deutschlands

einig ist in dcr Bckämpsung der Reaktion und des Militarismus.

Dieser Abwchrkamps tobt zurzeit in allen Ländern. Ihn interno

tional unlerstüZjen, soll der Zweck dcs internationalen Fonds

sein. Der smanzicilen Kraft des internationalen Kapitalismus soll

der Jntcrnat enate Kampssonds der Gewerkschaften gegen Militari;.

Mus und Reaktion entgegengestellt werden.

Die Beschaffung ausreichender Geldmittel für die^i, Fonds liegt

tm Interesse such der deutscheu Arbe *nehmerschaft, wie die Ereignisse

im Lande täglich ouss neue zeigen. Deshalb erwarten wir. dah kein

Gewerkschaster in Deutschland sich weigern wird, den geforderten

einmaligen Beitrag zu leisten.

Berlin, den Zl. November 1922.

Allgemeiner Oeutscher Gewerkschoftsbunö:
I h. Leipart.

Allgemeiner sreier Augestclltenbunö:
S Aufhäuser. W. Stähr. Bruno Süß

Nach den Ermu n von Dr. Grellin g betragt das Esiflenz.
Minimum einer dreiköpfigen Familie für eine Woche:

Woche vom
Sleia.runa «egen.

^ ^ Uder dem Bormonal:

' ' ^^obcrl^^. . . . SZZSZNk. «pro,.
«Z.—29. Oslober l'^^ . . . . 7413 .

92
.

Durchschnitt Oltot cr 192?
. . «212. S1 .

Oktober l i>cmber l ^ 9930« 60
.

t)—12. Nov-mber l^' Il91S
.

95
.

In dcr Z.lss^7 jt ..Wirtschaft und Statistik" vom Zt. Oktober

l 0 e Iteubc^l fo i^u einer haushaltung^einrichtung
zschli^s^jch KleiduugIslücke) für eia Ehepaar mit zwei Kindern

lknubc ur.d ?liäd<j>ell) wic folgt angegebn ii

^uhr und Monate
Slnzlüimer» Zweizimmn»

Wohnung

Dreizlmnirr«
Wohnung

^>ull l»l4 l 4l« 2 800

^.nluar ,^bri:ar 1922 . . 42 5>00 85(00 l,>. ^

Se> :e , l'c! Oktober l l<Z2 . !!5,t (X^0 7<i7 500 1 3W <XX>

clif

,e ^irllch"'!5 kurve" '.'il^>en,ber 192^ (Verlag Frankfurter
5^ .tl'tsdruckerei G ,n b n ) bringt folgende lehrreiche Zahlen:

G^samtinder der Großhandelspreise (Stichtag 4. Noocmbcr) von

1 Proz Mitte l91l o ,5 9z , ^> ^.^^ rund 950fache Steigerung.

D^llzrkurs von 10« Proz. aus 148 824 Proz.. rund 1490sache
Steigerung.

Gruppenindex der lertttten und des Leders von 100 Pro,

153 896 Proz, rund l^c^-t Steigerung.

(Stichtag 3. November.)

Roggen 1l50fache Steigerung
Kartoffeln 140

„

<>"r 445
«

»äute 1220 „

^l^eis ........
1230

,, ^

5iasfee 1.^5

Baumwolle

Kupfer . . .

Zinn ....

Petroleum . .

Großhandelsindex
Kleinhandelsindezl

27?>0

September
.

ZV 057

21761

Oktober

43 257

27bl9

Bezüglich der Löhne und Gehälter hecht es in dem vorerwähnte,

5)est wörtlich lScile 4l>:

Vorläufig muß man vor Trugschlüssen warnen, vor allen Dingen

vor der ost nach Ein^elfällen gedankenlos verallgemeinerten Phrase
vom Wohlleben der deutschen Arbeiterschaft, das in dem bisher er«

fahlen Zahlenmaterial keine Stütze findet.

Dcr Stand des Dollars war am 30. Oktober 4190 P piermark.

am l!'.'iovcinbcr l 0.^)8.— ^!

am « November l<.i_>2 0458.—

am «November!''_^' 9l02.—^

am U) November !"22 7','>ii.-.B

^ u l^ ^'. v.'Nlbcr Z<.'22 «i).'>4.—

am lS.Novembcr l»22 74«».— ."

am l7.November l^22 0068.— .^

um 2<> November 1'.)22 V0i)8.—

am 2l.November l')^ 7l)«2.—.4«

am 27 November 80lU.^ .^t

Wir unterlassen an dieser Stelle jede weitere Erörterung dieser

Entwicklung, da dicsclbe dic Reparationen, den Währungsverfall, die

Produktionskrisis usw. einschließen mühte. Die genannten Zahlen

sollen daher nur dazu dienen, das Verständnis sür alle Ausjührungen

an anderen Stellen über diese Fragen zu erleichtern.

Inött unö Valuta.

(Siehe vorhergehende Nummern.)

7 o «kickbinterzlsser des Statistischen Neichsamls betragt sür
Oktober 1922.

1 Ernährung. Hebung. Beleuchtung. Wohnung und Bekleidung:
22 0t>5 gegenüber !3 3l9 im September.

2 Erklärung. Heijung. Veleuchtm g. Wohnung: 19 504 gegen«

über N376 im September
3. Ernährung: 2b b2! gegenüber 15^17 im September.
4 Bekleidung: 3S bb4 gegenüber 2S 000 im Septemb. .

^ e Indexzahl der Großhandelspreise beträgt nach den Berech,

nungen der „Frankfurter Zeitung" Ansang November 9t 492 gegen«

über 43 223 Anfang Oktober.

Kelamwoltltch sitr den Inhalt: S «illki^ile < ^ Niiar'Nelne, r er «„«e»eUtenP„nd iN'« ikltt„d> ? ' 5 1fnv,„a> n. Verit« «kS.d^ Weltillruke ^

Druck G«lwürls ^uchdiuckriel und VeiiugOunüaU O4.ul Gm^n Eo. VerU,, LZnden «ntze ».

verichtigung.
In ?ir. II unserer „AfA'Bundes>Zeitung" haben wir

auf oene 1i^ lt>ti einen Artikel: ..Das neue Gesicht der

kin^ejtelllenner icherunq". de«, Kollegen Karl Giebel ge-

bracht, in dem sich in der Aufzählung der in Zukunft zu

den versicherungspslichtigen Pcrfoncn gehörenden Per«

son ngruppen unter. l>) die Worte „Fördermaschinisten
über Tage" befinden Es muß selbstverständlich nur

,,F ö r d e r m a s ch i n! st e n" heißen.
Die Schriftleituns,.

i


